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Beschluss 
des Bundesrates 

Entschließung des Bundesrates „Resilienz des 
Bundesverfassungsgerichts stärken“ 

Der Bundesrat hat in seiner 1047. Sitzung am 27. September 2024 beschlossen, die 

aus der Anlage ersichtliche Entschließung zu fassen. 
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Entschließung des Bundesrates „Resilienz des 
Bundesverfassungsgerichts stärken“ 

1. Der Bundesrat begrüßt den vom Bundesminister der Justiz und verschiedenen 

Bundestagsfraktionen vorgestellten Vorschlag, grundlegende Vorgaben insbe-

sondere zum Status und zur Organisation des Bundesverfassungsgerichts, zur 

Amtszeit seiner Mitglieder sowie zur Bindungswirkung seiner Entscheidungen 

in Artikel 93 und 94 des Grundgesetzes aufzunehmen. Die vorgeschlagenen 

Verfassungsänderungen leisten einen wichtigen Beitrag, um die Funktionsfä-

higkeit, Unabhängigkeit und Überparteilichkeit des Gerichts sicherzustellen. 

Ziel sollte nun ein Gesetzentwurf sein, der sowohl im Bundestag als auch im 

Bundesrat eine verfassungsändernde Mehrheit erhält. Dazu sind Gespräche zwi-

schen Bund und Ländern erforderlich, da aus Sicht des Bundesrates Änderun-

gen an dem vorgestellten Vorschlag notwendig sind.  

2. Aus Sicht des Bundesrates ist über die vorgeschlagenen Maßnahmen hinaus die 

Aufnahme eines Zustimmungserfordernisses des Bundesrates für Änderungen 

des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes in das Grundgesetz geboten. Dieses In-

strument ist in besonderem Maße geeignet, die Resilienz des Bundesverfas-

sungsgerichts zu stärken. Es entspricht der Intention des Vorschlags der Bun-

destagsfraktionen, die für die Unabhängigkeit des Gerichts grundlegenden Re-

gelungen einer Änderung durch eine einfache Mehrheit im Bundestag zu ent-

ziehen. Es wird zudem der Intention der Mütter und Väter des Grundgesetzes 

gerecht, den Föderalismus als machtbeschränkenden Stabilitätsfaktor im institu-

tionellen Gefüge der Bundesrepublik Deutschland zu nutzen. 
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3. Der Bundesrat fordert den Bundestag daher auf, in das geplante Gesetz zur Än-

derung des Grundgesetzes (Artikel 93 und 94) das Zustimmungserfordernis des 

Bundesrates für Änderungen des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes aufzu-

nehmen.  

Begründung:  

Dem Bundesverfassungsgericht kommt eine zentrale Funktion für die Siche-
rung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung und der verfassungs-
rechtlichen Ordnung insgesamt zu. Für eine effektive verfassungsgerichtliche 
Kontrolle sind die Funktionsfähigkeit, Unabhängigkeit und Überparteilichkeit 
des Gerichts unerlässlich. Es ist daher richtig, die Resilienz des Bundesverfas-
sungsgerichts zu stärken. 

Ein Einfallstor für institutionelle Angriffe auf das Gericht ist der Umstand, dass 
das Grundgesetz in den Artikeln 93 und 94 bislang nur punktuelle Bestimmun-
gen insbesondere zum Status und zur Organisation des Bundesverfassungsge-
richts sowie zur Wahl seiner Mitglieder enthält und einfache politische Mehr-
heiten hierauf Einfluss nehmen können. Im Übrigen werden Verfassung und 
Verfahren des Gerichts durch einfaches nicht-zustimmungsbedürftiges Bun-
desgesetz geregelt und können daher durch eine einfache Mehrheit im Bundes-
tag geändert werden. Vor diesem Hintergrund begrüßt der Bundesrat ausdrück-
lich den im Rahmen der Bundespressekonferenz am 23. Juli 2024 vorgestellten 
Vorschlag, grundlegende Bestimmungen zum Bundesverfassungsgericht in den 
Artikeln 93 und 94 des Grundgesetzes zu verankern.  

Aus Sicht des Bundesrates sollte darüber hinaus aber auch – wie von der durch 
die Justizministerkonferenz eingesetzten Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Wehr-
hafter Rechtsstaat“ in ihrem Bericht vom 18. April 2024 nebst dazugehörigem 
Gesetzentwurf, der am 20. Juni 2024 seitens des Vorsitzlandes der Präsidentin 
des Deutschen Bundestages übermittelt wurde, vorgeschlagen und näher be-
gründet – ein Zustimmungserfordernis des Bundesrates zu Änderungen des 
Bundesverfassungsgerichtsgesetzes in das Grundgesetz aufgenommen werden.  

Ein Zustimmungserfordernis des Bundesrates zu Änderungen des Bundesver-
fassungsgerichtsgesetzes würde dem Zugriff einer einfachen Mehrheit des 
Bundestages auf das Gericht mit dem Ziel, seine Stellung zu beeinträchtigen, 
angesichts der erforderlichen Mehrheitsfindung im Bundestag und Bundesrat 
umfassend entgegenwirken. Es würde der Intention des Vorschlags des Bun-
desjustizministers und der Bundestagsfraktionen entsprechen, die für die Un-
abhängigkeit des Gerichts grundlegenden Regelungen einer Änderung durch 
eine einfache Mehrheit im Bundestag zu entziehen. Unabhängig hiervon legen 
die bereits derzeit in Artikel 94 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes vorgesehe-
ne Legitimation des Bundesverfassungsgerichts über Bundestag und Bundesrat, 
die umfassende Zuständigkeit des Gerichts für Bund-Länder-Streitigkeiten als 
klassischer Staatsgerichtshof sowie die Betroffenheit der Länder, ihrer Behör-
den und Gerichte von Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts die Ein-
führung eines Zustimmungserfordernisses nahe. Schließlich entspricht die Ein-
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führung des Zustimmungserfordernisses der Intention der Mütter und Väter des 
Grundgesetzes, den Föderalismus als machtbeschränkenden Stabilitätsfaktor 
im institutionellen Gefüge der Bundesrepublik Deutschland zu nutzen. 


